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Christian Caspar/Hannes Teutoburg-Weiss

Postdemokratie oder
Renaissance von Gegenöffentlichkeit?
Ein theoretischer Klärungsversuch

Der Untergang der Demokratie? Die These der Postdemokratie besagt,
dass zunehmend gewisse Stimmen systematisch aus dem politischen Pro-
zess ausgegrenzt werden. Dies stellt eine äusserst beunruhigende Verfalls-
erscheinung in westlichen Gesellschaften dar (Schaal/Ritzi 2012, 4f.).
Postdemokratische Entwicklungen unterwandern damit den Selbstan-
spruch (spät)moderner Gesellschaften hinsichtlich Gerechtigkeit und
Egalität (Mouffe 2011,3).

Doch es gibt auch kontrastierende Befunde: Einige Autorinnen sprechen
gar von einer wiedererstarkten Zivilgesellschaft und der «Renaissance von
Gegenöffentlichkeit» (Wimmer 2007, 14). Als Ursache dieser Renaissance

gilt gemeinhin ein Verlust an Vertrauen in die bestehenden Institutionen
westlicher Demokratien, der durch die fortschreitende Globalisierung
und Neoliberalisierung angetrieben wird (Fenton/Downey 2003, 22 f.). Zu-
dem erleichtern Internet, Computer und Smartphones die Zirkulation von
Informationen und Erfahrungen, die zu dominierenden (öffentlichen)
Meinungen im Widerspruch stehen.

Das Spannungsverhältnis zwischen der postulierten Postdemokratie
und der vermeintlichen Renaissance von Gegenöffentlichkeit ist der Aus-
gangspunkt dieses Beitrags. Im Vordergrund steht dabei eine theoretische
Auseinandersetzung mit dem Konzept der Gegenöffentlichkeit. Das Ziel
besteht darin, ein Analyseraster einzuführen und zu diskutieren, welches
eine differenzierte Beurteilung der Wirkmächtigkeit von Gegenöffentlich-
keiten erlaubt.

Postdemokratische Zeiten?

Die These einer Postdemokratisierung des Politischen reiht sich in ver-
schiedene historische Krisendiagnosen ein, welche die beeinträchtigte
Selbstverwaltungs- und Organisationsfähigkeit (spät)moderner Gesell-
Schäften thematisieren (hierzu z.B. Schäfer 2008). Kernelement der Post-

demokratie-Diagnosen ist dabei die Feststellung, dass gewisse Stimmen
und Interessen in vermeintlich demokratischen Entscheidungsprozessen
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systematisch benachteiligt oder gar ausgeschlossen werden. Mit anderen
Worten: In der Spätmoderne entwickelt sich ein Entsprechungsverhältnis
zwischen sozialer Ungleichheit und politischem Mitspracherecht - sozia-
le Exklusion wird in politischen Ausschluss übersetzt. Gleichzeitig ver-
kommt die staatliche Sicherung der Staatsbürgertrias - gleiche Freiheits-,
Partizipations- und soziale Teilhaberechte - zu kaum mehr als einem poli-
tischen Lippenbekenntnis. Sie dient hauptsächlich dazu, den Status quo
zu stabilisieren (ebd., 40). Entscheidender Antriebsmotor der Postdemo-
kratisierung sind die fortschreitenden neoliberalen Modernisierungswel-
len seit den i98oer-Jahren. Durch diese weitreichenden sozioökonomi-
sehen sowie ideologischen Umwälzungen kann, laut den Vertreterinnen
der Postdemokratie-These, mittlerweile von einer neoliberalen Hegemo-
nie gesprochen werden.

Der Begriff Postdemokratie wurde durch Colin Crouchs gleichnamiges
Buch (2008) populär. Bezeichnend für die Postdemokratie ist laut Crouch,
dass formale Teilhaberechte und das De-facto-Mitspracherecht der Staats-

bürgerlnnen auseinanderdriften. Wirtschaftliche Interessen von mächti-
gen Kapitaleignern haben in politischen Entscheidungen so viel Überge-
wicht, dass Wahlen und Parlamentarismus zum blossen medial vermittel-
ten Spektakel verkommen (ebd., 10).

Wo bei Crouch der Fokus auf dem Auseinanderfallen von tatsächlicher
Teilhabe und normativem (Selbst-)Anspruch spätmoderner Gesellschaf-
ten liegt, geht es Jacques Rancière (2002; 2008) um nichts weniger als die
Auflösung des Politischen. Dreh- und Angelpunkt der Analyse ist dabei das

janusköpfige Verhältnis von «Politik» und «Polizei».
Die Begriffe Politik und Demokratie - bei Rancière gleichbedeutend -

sind an keine konkrete Gesellschafts- oder Regierungsform gebunden,
sondern bezeichnen allgemein die Praxis der Infragestellung einer beste-
henden gesellschaftlichen Verteilungsordnung. In jeder Gesellschaft sind
Macht sowie materielle Güter ungleich verteilt - etwa entlang der Katego-
rien Alter, Ethnie, Bildung, Gender usw. - und es existieren zwangsläufig
Ausgeschlossene, die keinen Anteil an der jeweiligen Verteilung haben. Po-

litik ist der Moment, in dem sich die Anteilslosen artikulieren, als Gruppe
konstituieren und die bestehende Verteilungslogik anzweifeln (Rancière
2008,11-30). In diesem Sinne ist die Etablierung von Dissens ein notwendi-
ges Kriterium für politische Selbstermächtigung. Polizei meint bei Ranci-
ère das entgegengesetzte Bestreben: Polizeiliche Praxis zielt auf die Auf-
rechterhaltung der bestehenden Ordnung, womit die damit einhergehen-
de Verteilung und der Ausschluss der Anteilslosen zementiert wird
(Rancière 2002, 40-62). Viele im Alltag als Politik bezeichnete Prozesse ver-
ortet Rancière im Wirkungsbereich der Polizei.

In der Nachkriegsepoche der 1950er- und ig6oer-Jahre bestand ein be-

140 WIDERSPRUCH-67/16



ständiges Wechselverhältnis zwischen Schliessungsprozessen (Polizei)
und Momenten, in denen die Ausgeschlossenen diese Schliessungen
durch demokratisches Handeln aufbrechen konnten (Politik). Das genuin
neue Moment in der Postdemokratie ist in Rancières (2010) Lesart, dass die
Möglichkeit von Dissens ausgelöscht wird. Durch die neoliberale Ideolo-
gie, wissenschaftlich-rationale Erkenntnis sowie enge rechtliche Setzun-

gen wird die Illusion befördert, alle Individuen seien im demos einge-
schlössen - Konsens wird zum einzig verbleibenden Prinzip öffentlicher
Kommunikation. Damit wird die Vielzahl der möglichen Meinungen redu-
ziert, Problemlagen sowie Konflikte vermeintlich objektiviert und die
zwangsläufige (Fort-)Existenz der Anteilslosen verschleiert (Blühdorn
2013,117).

Beiden Vertretern der Postdemokratie-These lässt sich vorwerfen, dass
sie die demokratische Nachkriegsordnung des Fordismus idealisieren und
romantisch überzeichnen. Gleichzeitig ignorieren sie in ihren Analysen
aktuelle Prozesse, die gegen eine fortschreitende Postdemokratisierung
sprechen. Einerseits zeigen beispielsweise die ersten Erfolge von alternati-
ven Kampagnennetzwerken wie Avaaz und change.org oder der Com-
mons-Bewegung, dass sich politischer Einfluss und gesellschaftliche
Wirkmächtigkeit selbst in der Spätmoderne nicht allein auf ökonomische
Macht zurückführen lässt. Andererseits lassen u.a. das (Wieder-)Erstar-
ken der europäischen Rechten und die Debatten um die Flüchtlings- und
Migrationspolitik den Schluss zu, dass Dissens immer noch eine wichtige
Rolle in der öffentlichen Kommunikation spielt - auch wenn aus linker
Perspektive die konkreten Ausformungen dieses Dissenses Sorgen berei-
ten können. Das Kernproblem der Postdemokratie-These besteht in ihrer
Tendenz zur Übergeneralisierung und Vereinheitlichung aller Formen po-
litischen Handelns.

Claudia Ritzi (2014,196) weist daraufhin, dass sowohl Rancière als auch
Crouch Öffentlichkeit nur als Hintergrundvariable betrachten. Dies ist in
ihren Augen insofern überraschend, weil beide Autoren in einer republika-
nischen Tradition stehen, in welcher Öffentlichkeit als der Ort des Politi-
sehen betrachtet wird. Die Vernachlässigung von Öffentlichkeit als Analy-
sekategorie ist in der Konsequenz doppelt problematisch: 1) Der Ort des

Politischen wandert in den Analysen implizit von Öffentlichkeit(en) zu in-
stitutionell gerahmten Entscheidungsprozessen (Crouch) bzw. zum Auf-
brechen institutionell gerahmter Schliessungsprozesse (Rancière). 2)

Wird eine Theorie der Öffentlichkeit vernachlässigt, so gerät die Komple-
xität von Herrschafts- und Machtverhältnissen aus dem Blickfeld und an
deren Stelle tritt ein alles überspannendes, dichotomes Herrschaft-Be-
herrschte-Schema. Diese Schwarz-Weiss-Unterscheidung ist sowohl ana-
lytisch als auch politisch unzureichend. Aus unserer Sicht sollte der Fokus
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stattdessen auf einer nuancierten Analyse einzelner Bereiche liegen, in
denen zu verschiedenen Zeiten verschiedene Akteure verschiedene Ein-
flussmöglichkeiten besitzen. Eine differenzierte Betrachtung müsste
dann nach der Postdemokratisierung verschiedener Öffentlichkeiten fra-

gen und auch entgegengesetzte Tendenzen miteinbeziehen.

Die Vielfalt der Öffentlichkeit(en)
Die genaue Beschreibung von Öffentlichkeit, ihrer Rolle und ihrer Gestalt
hängt vom konkreten fachspezifischen Zugriff ab. Aus einer demokratie-
theoretischen Warte dient Öffentlichkeit der Wahrnehmung und Kontrol-
le von Legislative, Exekutive und Judikative sowie als Forum der öffentli-
chen Deliberation. Die Gestalt von Öffentlichkeit prägt folglich ausschlag-
gebend mit, wie demokratische Entscheidungsprozesse und Institutionen
legitimiert werden. Aus einer stärker soziologisch motivierten Perspektive
wiederum stehen die soziale Integration und der soziale Wandel im Vor-
dergrund (Imhof2011). Die beiden Sichtweisen sind allerdings verschränkt:
So können sich Individuen erst im Spiegel der Öffentlichkeit als Teil einer
Gesellschaft wahrnehmen und ihre gemeinsamen Angelegenheiten de-
mokratisch organisieren (ebd., 31). Diese geteilte Selbstwahrnehmung ist
wiederum die Basis für soziale Integration. Sie ist auch unerlässlich für
eine nationalstaatlich kodierte Loyalität, die notwendig ist, damit demo-
kratische Mehrheitsentscheide auch von Minderheiten anerkannt werden
(ebd., 85f.).

Öffentlichkeit lässt sich dabei als Netzwerk von Kommunikationsflüs-
sen beschreiben, die in verschiedenen Arenen bzw. themenzentrierten
Teilöffentlichkeiten zusammenfliessen. Generiert werden die Kommuni-
kationsflüsse massgeblich von bereits etablierten Akteuren wie Institutio-
nen, Organisationen oder Rollenträgerinnen aus Politik, Ökonomie und
Medien. Zusätzlich erzeugen nicht etablierte zivilgesellschaftliche Akteu-
re wie soziale Bewegungen oder Interessenverbände öffentlich wahrge-
nommene Kommunikationsflüsse (ebd., 90f.). Teilöffentlichkeiten sind
demnach diskursive Räume, die sich entweder im Rahmen bestimmter
vorgegebener Formen der Vergesellschaftung (lokale Milieus, soziale As-

soziationen, politische Lager usw.) entfalten oder als symbolische Orte je-
weils da entstehen, wo kontroverse Debatten um politische Fragen ent-
brennen (Ritter 2008, 39 f-) • Mit Blick auf die gegenseitige Beeinflussung
diskursiver Räume nimmt die massenmedial vermittelte Öffentlichkeit
als «Masterforum» eine vorrangige Stellung ein (Schäfer 2008, 372). Dane-
ben existieren jedoch auch autonome Teilöffentlichkeiten, die nicht mit
der massenmedialen Öffentlichkeit in Beziehung stehen und ihr Publi-
kum etwa über bewegungseigene Medien ansprechen (Wimmer 2007, i6r,
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210f.). Aus einer analytischen Perspektive erscheint es demnach sinnvoll,
nicht von der einen Öffentlichkeit im Singular zu reden, sondern von ver-
schiedenen, heterogenen Teilöffentlichkeiten.

Formen von Gegenöffentlichkeiten
Angesichts des dargelegten Öffentlichkeitsverständnisses stellt sich die
Frage, welche spezifischen Eigenschaften Teilöffentlichkeiten zu Gegercöf-
fentlichkeiten machen. In der Forschungsliteratur verweist der Begriff der
Gegenöffentlichkeit auf unterschiedliche Formen öffentlicher Kommuni-
kation und zivilgesellschaftlicher Netzwerke. Dazu zählen etwa Aktionen
von sozialen Bewegungen und Nichtregierungsorganisationen, alternati-
ve Medien oder Aktivitäten im Internet (Wimmer 2007,193-222). Was diese
Phänomene eint und als Gegenöffentlichkeit auszeichnet, ist ihr kritischer
Impetus - Gegenöffentlichkeit bezeichnet vorrangig verschiedene soziale
Praxen, die sich in irgendeiner Form gegen den gesellschaftlichen Main-
stream wenden (Asen 2000, 426). Dies bedeutet jedoch nicht, dass diese
Praxen zwangsläufig einem emanzipativen Anspruch folgen. Darüber hi-
naus plädieren wir dafür, nur das als Gegenöffentlichkeit zu zählen, was
auch erweiterte Publizität beansprucht. Im Folgenden werden drei Ideal-
typen umrissen, die jeweils auf verschiedene Ansätze zurückgehen und
auf eine spezifische Form von gegen fokussieren.

Das defifieratwe Gegenö//fenf/ichÄ;e/M;o«zepf setzt bei der Vorstellung
an, dass Teilöffentlichkeiten Meinungen und Argumente generieren, die
sich auf relevante gesellschaftliche Fragen beziehen. Indem öffentliche
Diskurse bzw. aus ihnen hervorgehende Meinungen und Argumente in die
parlamentarische Entscheidungsfindung oder in Abstimmungsdebatten
einfliessen, prägen sie nicht nur die öffentliche Agenda mit, sondern eben-
so die zukünftige gemeinsame soziale Wirklichkeit (Habermas 1994, 435-
467). Nicht alle Meinungen zu einem konkreten Thema finden gleichermas-
sen Eingang in einen öffentlichen Diskurs: Etablierte Positionen zu be-
stimmten gesellschaftlichen Fragen wirken ausschliessend. Deliberative
Gegenöffentlichkeiten stellen dann ein notwendiges Korrektiv dar, das es

ausgeschlossenen Gruppen erlaubt, in alternativen Räumen Gegenpositi-
onen zu generieren, in Umlauf zu setzen und dadurch an einer Konkur-
renz der Meinungen teilzuhaben (Fraser T996; Oy 2002). Der öffentliche
Meinungsstreit stellt in dieser Lesart das Herzstück der Demokratie dar.
Damit bezieht sich dieser Gegenöffentlichkeitstyp auf die emanzipatori-
sehen und demokratisierenden Potenziale der «bürgerlichen Öffentlich-
keit» und ihrer Medien (Oy 2002). Typische Beispiele für deliberative Ge-

genöffentlichkeiten sind die Antiatomkraftbewegung oder die Gruppe für
eine Schweiz ohne Armee (GSoA). Sie konstituieren sich um konkrete
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gesellschaftliche Fragen (Energieversorgung, Landesverteidigung), spei-
sen ihre Meinungen und Argumente in die entsprechenden Diskurse ein
und versuchen so, etablierte Positionen herauszufordern.

Während die deliberative Konzeption von Gegenöffentlichkeit auf die
demokratische Entscheidungsfindung innerhalb themenzentrierter Dis-
kurse abzielt, stehen beim steersmen Gegeno/feufZ/cfifceirsfcouzepf die
strukturierenden Metadiskurse im Vordergrund. In diesen werden Deu-

tungsmuster geschaffen und transportiert, die als Interpretations- und
Orientierungsrahmen innerhalb themenzentrierter Diskurse dienen.
Wendy Brown (20t5) beschreibt etwa die Verbreitung der neoliberalen Ra-

tionalität als hegemonialen Diskurs, der als Deutungsangebot weit über
die ökonomische Sphäre hinausreicht. Allerdings ist Hegemonie nie total.
Vielmehr gibt es viele und teilweise widerstreitende Bestrebungen nach

Hegemonie und Subversivität in spätmodernen Gesellschaften (ebd.,
137 f.). Bemächtigen sich gesellschaftliche oder politische Akteure bewusst
solcher Positionen, die mit dem hegemonialen Diskurs in Konflikt stehen,
schaffen sie dadurch subversive Gegenöffentlichkeiten: eine Praxis, die
auf Unterwanderung, Dekonstruktion, Störung, Demaskierung oder Dele-

gitimierung der Metadiskurse zielt (Spehr 2002). Mit Blick auf die Kritik an
neoliberalen Deutungsmustern zählen zu diesem Typ beispielsweise Akti-
onen globalisierungskritischer Gruppierungen, die Occupy-Bewegung
oder Studentenproteste gegen die fortschreitende Ökonomisierung der

Hochschulbildung. Aber auch Versuche, die vorherrschende Geschlech-
terordnung zu verändern, finden ihren Ausdruck in subversiven Gegenöf-
fentlichkeiten. Denn hier besteht ebenfalls die Absicht, etablierte Deu-

tungsmuster, die in unzähligen Diskursen zu verschiedenen gesellschaft-
liehen Themen wirksam sind, zu unterwandern und letztlich zu
transformieren. Subversive Gegenöffentlichkeiten zielen somit auf die
Veränderung der themenstrukturierenden Metadiskurse, um eine «ande-

re Erzählung über die Gesellschaft» durchzusetzen (Oy 2002).
Der deliberative und der subversive Typ richten ihre Aufmerksamkeit

vorrangig auf die Makroebene. Demgegenüber stehen bei dem parn'zipafi-
uerc Gegend/jfenfZ/cfi/ce/ti'fconzept die Meso- und Mikroebene im Vorder-

grund. Partizipative Gegenöffentlichkeiten ermöglichen es, den vorherr-
sehenden sozialen Praxen alternative Formen entgegenzustellen. Es geht
hier um Räume, in denen weniger die Beeinflussung bestimmter Öffent-
lichkeiten im Zentrum steht als die direkte Gestaltung der unmittelbaren
Lebenswirklichkeit (Stamm 1988, 40f.). Partizipative Gegenöffentlichkei-
ten stützen sich auf ein antiinstitutionelles Politikverständnis und schaf-
fen «gegenkulturelle Lebensräume» (ebd.). Beispiele dafür sind alternati-
ve Kulturzentren und Clubs, physische und digitale Kommunen oder auch
Nachbarschaftsinitiativen wie Urban Gardening.
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Aus einer gesellschafts- bzw. demokratietheoretischen Perspektive
sind die drei Konzeptionen selbstredend miteinander verknüpft. So kön-
nen partizipative Gegenöffentlichkeiten zwar einen Kontrapunkt zu ei-

nem vermeintlichen Mainstream setzen und damit Räume für neue kol-
lektive Identitäten und Selbstbildungsprozesse öffnen. Emanzipatorische
Bestrebungen bleiben jedoch zwangsläufig auf deliberative Gegenöffent-
lichkeiten angewiesen: Erst wenn alternative Meinungen Eingang in poli-
tische Entscheidungsprozesse finden, können Gegenöffentlichkeiten sub-
stanziellen Einfluss auf gesellschaftliche Selbstregulierungsprozesse
nehmen. Auf der anderen Seite ist die Wirkmächtigkeit deliberativer Ge-

genöffentlichkeiten wiederum auf die Vorarbeit subversiver Gegenöffent-
lichkeiten angewiesen: Dort werden gegenhegemoniale Deutungsmuster
entworfen, die neue argumentative Anknüpfungspunkte in politischen
Debatten eröffnen. Bestenfalls wird so die Gestaltung des menschlichen
Zusammenlebens nicht mehr vorrangig unter den Bedingungen der
Marktrationalität, sondern im Lichte von Prinzipien der Gerechtigkeit und
Egalität ermöglicht. Hierfür sind vor allem Gegenöffentlichkeiten notwen-
dig, die beharrlich daran arbeiten, eine andere «Sprache» zu etablieren,
mit der eine alternative Geschichte der Gesellschaft erzählt werden kann -
und zwar in der digitalen als auch in der physischen Welt, in den konkreten
politischen Diskursen, in der Wissenschaft, der Kunst und nicht zuletzt in
der Wirtschaft.

Die Möglichkeit des Anderen
Die Gretchenfrage besteht gewissermassen darin, ob subversive und deli-
berative Gegenöffentlichkeiten Positionen generieren können, die auch in
anderen Teilöffentlichkeiten auf Resonanz stossen - also Positionen, die
über das eigene Publikum hinaus gehört werden und damit eine Te/Zöf-

fentlichkeit erst zu einer potenziell wirkmächtigen Gegenöffentlichkeit
machen. Eine Antwort auf diese Frage betrifft folglich auch die vermeintli-
che Renaissance der Gegenöffentlichkeiten. Nach Crouchs Auffassung
von Postdemokratie ist die Antwort ein klares Nein: Ökonomische Eliten
besitzen so viel politischen Einfluss, dass alternative Stimmen kein Gehör
finden. Mit Rückgriff auf Rancière könnte man darüber hinaus argumen-
tieren, dass innerhalb postdemokratischer Gesellschaften die Möglichkeit
von Gegenöffentlichkeiten nahezu ausgelöscht wurden.

Wir schlagen an dieser Stelle entgegen den Vertreterinnen der Postde-
mokratie-These einen an Pierre Bourdieu (1982) angelehnten feldtheoreti-
sehen Zugang zu dieser Frage vor. Soziale Felder sind bei Bourdieu thema-
tisch vorstrukturierte, hierarchisierte Interaktionszusammenhänge zwi-
sehen Einzelakteuren. Bourdieu nennt hierbei etwa das politische und das
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ökonomische Feld, aber auch die Schule, die Fabrik usw. Die einzelnen Ak-
teure nehmen mittels ihre Kapitalausstattung verschiedene Positionen
ein und verfolgen eigene oder kollektive Interessen. Kapital bezeichnet bei
Bourdieu nicht nur ökonomische Güter, sondern ebenso kulturelle (z.B.
Bildungstitel) soziale (z.B. persönliche Beziehungsnetze) und symboli-
sehe Elemente. In jedem Feld herrscht ein steter Kampf um Positionen, wo-
bei es nicht allein darum geht, seine eigene Position zu halten oder im Feld
aufzusteigen. Vielmehr zielen Handlungen auf den Erhalt oder die Ände-

rung der konkreten Regeln, die für alle Akteure bindend sind.
Wendet man dieses Modell auf Öffentlichkeits- und Gegenöffentlich-

keitskonzeptionen an, lassen sich sowohl materielle als auch ideelle Ein-
flüsse auf Ein- und Ausschluss von Akteuren betrachten. Zudem lässt sich
mit dem feldtheoretischen Zugang analysieren, inwiefern Positionen von
einer Teilöffentlichkeit in eine andere übergehen können: Die Vermutung
ist, dass dies immer genau dann möglich ist, wenn der sich artikulierende
Akteur eine Kapitalausstattung besitzt, die ihm in beiden Öffentlichkeiten
Deutungsmacht zusichert. Eine weitere Möglichkeit besteht, wenn der Ak-
teur aufgrund externer Ereignisse in der Lage ist, die Spielregeln in einem
der beiden Bereiche anzupassen, sodass er mit seiner spezifischen Kapi-
talausstattung eine privilegiertere Position erhält.

Erhellendes Beispiel ist der Diskurs über Datenschutz nach den Snow-
den-Leaks. Aufgrund der Faktenlage der Snowden-Leaks war es zumin-
dest kurzzeitig für kritische Datenschützerlnnen und IT-Expertinnen
möglich, mittels ihres kulturellen Kapitals Sprecherpositionen innerhalb
des Datenschutzdiskurses einzunehmen und Standpunkte zu vertreten,
die vormals in der massenmedial vermittelten Öffentlichkeit als Ver-

schwörungstheorien gehandelt wurden. Dabei kamen sowohl etablierte
Akteure wie der ehemalige Bundesdatenschutzbeauftragte der BRD, Peter
Schaar, als auch vormals ausgeschlossene Stimmen zu Wort. Gruppierun-
gen, die bereits vor den Snowden-Leaks den Datenschutz in der digitalen
Welt thematisierten - etwa der AK Vorratsdatenspeicherung, der AK Zen-
sur oder der ChaosComputerClub - könnten Sprecherpositionen einneh-
men, die sie vorher nicht besassen. So konnte unter Rückgriff auf eine be-
stehende Gegenöffentlichkeit eine neue Position in der massenmedial ver-
mittelten Öffentlichkeit etabliert werden. Dieses Bestreben kann als
Versuch der Regelanpassung und Kampf um Deutungshoheit verstanden
werden. Als Gegenbewegung muss aber die unmittelbar einsetzende, me-
dial kolportierte Sicherheits- und EU-Amerika-Freundschafts-Rhetorik
gewertet werden, welche nicht zuletzt in den Besitzverhältnissen und öko-
nomischen Interessenlagen in der Medienlandschaft wurzelt.

Ergänzend könnte man mit Rückgriff auf Bourdieu Aussagen treffen,
wie offen Felder für Restrukturierungsversuche sind. Bourdieu (1982) geht
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davon aus, dass je institutionalisierter ein Feld ist, umso starrer sind die
feldinternen Regeln und umso schwieriger ist es für Ausgeschlossene, die
Spielregeln zu ändern, um sich im Feld zu etablieren. Es ist damit zu er-
warten, dass Akteure ohne jegliche relevante Kapitalausstattung oftmals
einen Fürsprecher benötigen, um innerhalb eines stark institutionalisier-
ten Feldes eine Position einnehmen zu können - dies zeigt die Debatte um
die Flüchtlings- und Migrationspolitik derzeit sehr deutlich. Entspre-
chend sind Gegenöffentlichkeiten des partizipativen Typs (im Vergleich
mit den beiden anderen) eher zu etablieren, weil die zumindest partiell
Felder generieren. Flier stellen die neuen Kommunikationstechnologien
auch ein Mittel bereit, welches Mobilisierung und Informationsaustausch
erleichtern. Einher geht dies jedoch in jedem Fall mit einer Nischenlogik
und begrenzter Reichweite, solange keine Transmission bestimmter Argu-
mente in andere, insbesondere massenmedial vermittelte Öffentlichkei-
ten erfolgt.

Vor diesem Hintergrund rücken die Konsequenzen eines «postdemo-
kratischen Strukturwandels der Öffentlichkeit» (Ritzi 2014, 210) für die
Auswahl, Interpretation und Inszenierung massenmedialer Kommunika-
tion ins Blickfeld. So haben sich aus Sicht der Postdemokratie-Theoretiker-
Innen die gesellschaftlichen Machtverhältnisse unter dem Einfluss des

Neoliberalismus zugunsten ökonomischer Akteure verschoben. Zusätz-
lieh fördert ein zunehmend technokratisches Politikverständnis die
Macht von politischen und ökonomischen Expertinnen und Eliten (ebd.,
214f.). Zudem bewerten Medien, die sich an der Marktlogik orientieren und
somit ein möglichst grosses Publikum (Konsumentinnen) ansprechen
wollen, die Publikationswürdigkeit von Nachrichten nicht mehr danach,
ob sie politische Relevanz haben, sondern wie viel Aufmerksamkeit sie ge-
nerieren können (Imhof 2011,125 f.).

Schlussfolgerungen
Die Implikationen, die sich aus diesen Strukturveränderungen von mas-
senmedial vermittelten Öffentlichkeiten für die Wirkmächtigkeit von Ge-

genöffentlichkeiten ableiten lassen, sind ambivalent. Auf der einen Seite
scheint die - auch empirisch belegte - Zunahme des Einflusses von Eliten
und Expertinnen den gegenöffentlichen Interventionen im Wege zu ste-
hen (Ritzi 2014, 246-251). Auf der anderen Seite können nicht etablierte Ak-
teure ihre Chancen auf Resonanz erhöhen, indem sie beispielsweise mit-
tels strategischer Inszenierung von Events, Skandalisierungen oder einer
gezielten Bewirtschaftung von Empörung mediale Aufmerksamkeit er-

zeugen. Sofern sie sich den Medienlogiken anpassen, können nicht etab-
lierte Akteure also durchaus Eingang in die massenmediale Berichterstat-
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tung finden. Die Möglichkeiten von gegenöffentlichem Einfluss können
sich so im spätmodernen Kontext auch erweitern (Imhof 2011, 128). Aller-
dings bedeutet Resonanz noch nicht Einfluss. Entscheidend bleibt letzt-
lieh, wie eine bestimmte Position öffentlich bewertet wird - und dies hängt
wiederum massgeblich von den Regeln in den verschiedenen Feldern ab.

Für einen sozialen Wandel in Richtung einer inklusiveren und damit
demokratischeren Gesellschaft bleiben Gegenöffentlichkeiten - trotz der
Potenziale des medientechnologischen Wandels - aufEinfluss in breiteren,
massenmedial vermittelten Öffentlichkeiten angewiesen (Stark et al. 2015,

260 f.). Dies ist jedoch aufgrund der bestehenden, stark institutionalisier-
ten Feldregeln und derzeitigen Kapitalverteilungen gerade für linke Ge-

genöffentlichkeiten schwierig. Mit Blick auf deren potenziell politische
Wirkmächtigkeit erscheint daher sowohl die Rede von einer gegenwärti-
gen Renaissance von Gegenöffentlichkeit(en) als auch die Diagnose einer
Postdemokratie überzogen.
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